Deutsdier Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drudisadie 1010 


Bundesrepublik Deutsdiland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 23. November 1954 

7 — 81101 — 1981/54 III 


An den Herrn 
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Hiermit übersende Ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die Verbände der 
gesetzlichen Krankenkassen und der Ersatzkassen 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend Ist der Bundesminister für Arbeit. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 128. Sitzung 
am 1. Oktober 1954 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes 
Stellung genommen (Anlage 2). 

Die Bundesregierung stimmt den Änderungsvorschlägen des Bundes- 
rates zu. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr, h. c. Blücher 


Druck: Bonner Unlversitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur. Bonn 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

Über die Verbände der gesetzlichen Krankenkassen und der Ersatzkassen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Verbände der gesetzlichen Krankenkassen 

(§ 225 der Reichsversicherungsordnung) 

Im Zweiten Buch der Reichsversicherungs- 
ordnung Siebenter Abschnitt werden die 
§§ 414 bis 414 e durch die folgenden §§ 414 
bis 414h ersetzt: 

4 414 

(1) Die Krankenkassen in jedem Land bil- 
den Landesverbände, und zwar 

die Ortskrankenkassen 
Landesverbände 
der Ortskrankenkassen, 

die Landkrankenkassen 
Landesverbände 
der Landkrankenkassen, 

die Betriebskrankenkassen 
Landesverbände 
der Betriebskrankenkassen, 

die Innungskrankenkassen 
Landesverbände 
der Innungskrankenkassen. 

Die Krankenkassen gehören vorbehaltlich des 
Absatzes 3 Satz 2 dem Landesverband ihrer 
Art des Landes an, in dem sie ihren Sitz 


haben. Andere Träger der Krankenversiche- 
rung können den Landesverbänden beitreten. 

(2) Mit Zustimmung der beteiligten, für die 
Sozialversicherung zuständigen obersten Ver- 
waltungsbehörden können für mehrere Län- 
der gemeinsame Verbände der gleichen Kas- 
senart nadi Absatz 1 gebildet werden. 

(3) Die Landesverbände der einzelnen Kas- 
senarten bilden je einen Bundesverband. Dem 
Bundesverband der Betriebskrankenkassen 
gehören außerdem die Betriebskrankenkassen 
für Verwaltung und Betriebe des Bundes an. 

(4) Die Verbände der Krankenkassen sind 
Körperschaften des öffentlichen Rechts. Die 
Landesverbände unterstehen der Aufsicht der 
für die Sozialversicherung zuständigen ober- 
sten Verwaltungsbehörde des Landes, in dem 
sie ihren Sitz haben. Die Bundesverbände un- 
terstehen der Aufsicht des Bundesministers 
für Arbeit. Die §§ 27 d, 27 e, 30 bis 32, 34, 
115 bis 117 gelten entsprechend. 

§ 414a 

Bei den Verbänden der Krankenkassen wer- 
den als Organe der Selbstverwaltung je eine 
Vertreterversammlung und ein Vorstand 
nach näherer Bestimmung ihrer Satzungen 
gewählt. Die Organe setzen sich je zur Hälfte 
aus Vertretern der Versicherten und der 
Arbeitgeber zusammen. Die Versicherten 
wählen die Vertreter der Versicherten, die 
Arbeitgeber wählen die Vertreter der Arbeit- 
geber. Bei der Bildung der Organe des Bun- 
desverbandes der Betriebskrankenkassen sind 
die Betriebskrankenkassen der Verwaltungen 
und Betriebe des Bundes entsprechend ihrer 
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Mitgliederzahl angemessen zu berücksichtigen. 
Die Zahl der Mitglieder der Organe muß In 
einem angemessenen Verhältnis zur Mitglie- 
derzahl und den Aufgaben der Verbände 
stehen. 

§ 414 b 

(1) Für jeden Ver^band ist durch die Ver- 
treterversammlung eine Satzung aufzustellen. 
Die Satzung wie auch ihre Änderungen be- 
dürfen der Genehmigung durch die Aufsichts- 
behörde. Die Satzung muß Bestimmungen 
enthalten über 

Name, Bezirk und Sitz des Verbandes, 
Redite und Pflichten der Verbandsmit- 
glieder, Zahl und Wahl der Mitglieder 
der Organe und ihrer Vertreter, 
Aufbringung und Verwaltung der Mittel, 
Art der Bekanntmachungen, 

Änderung der Satzung. 

(2) Die Satzungen der Landesverbände 
müssen Bestimmungen enthalten, nach denen 
die von den Bundesverbänden nach § 368 g 
Abs. 2 Satz 2 abgeschlossenen Verträge für 
ihre Mitgliedskassen verbindlich sind. 

(3) Für die von den Verbänden besolde- 
ten Angestellten wird nach Maßgabe der 
§§ 351 bis 357 von der Vertrcterversamm- 
lung eine Dienstordnung und ein Stellenplan 
beschlossen. Die Dienstordnung und der Stel- 
lenplan bedürfen der Genehmigung der Auf- 
sichtsbehörde. 

§ 414c 

Der Vorstand wählt den Geschäftsführer 
und, wenn er es für erforderlich hält, dessen 
Stellvertreter. Der Geschäftsführer und bei 
Behinderung sein Stellvertreter gehören dem 
Vorstand mit beratender Stimme an. 


§ 414d 

Für die Organe und die Geschäftsführer 
der Verbände gelten § 342 Abs. 1, § 345 
Abs. 1 und 2 und § 346 dieses Gesetzes sowie 
§ 2 Abs. 5 Satz 1, Abs. 6, 11 und 12, § 3, § 4 
Abs. 7, § 5, § 6 Abs. 1, 3 und 4, § 7 Abs. 4 
und § 8 Abs. 6 des Gesetzes über die Selbst- 
verwaltung und über Änderungen von Vor- 
schriften auf dem Gebiet der Sozialversiche- 
rung In der Fassung des Gesetzes vom 
13. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 427) 
entsprechend. 


§ 414e 

Die Landesverbände haben die Aufgaben 
zu erfüllen, die ihnen bundes- oder landes- 
rechtliche Vorschriften zuweisen. Darüber 
hinaus haben sie ihre Mitgliedskassen zu 
unterstützen, insbesondere durch 

a) Beratung und Unterrichtung, 

b) Sammlung und Aufbereitung von stati- 
stischem Material zu Verbandszwecken, 

c) Abschluß und Änderung von Verträgen 
mit anderen Trägern der SozIalversicJie- 
rung, mit Vereinigungen oder Verbänden 
von Heilberufen, mit Kranken- und Heil- 
anstalten sowie mit Lieferanten, wenn sie 
von den Mitgliedskassen hierzu bevoll- 
mächtigt worden sind, 

d) Bestellung oder Benennung der Vertreter 
der Krankenkassen in den Ausschüssen für 
die Fragen der Krankenversicherung bei 
den Landesversicherungsanstalten sowie in 
bezirklichen Arbeitsgemeinschaften und 
anderen Ausschüssen, 

e) Übernahme der Vertretung gegenüber an- 
deren Versicherungsträgern, vor Versiche- 
rungsbehörden und Gerichten, 

f) Förderung der Ausbildung der Verwal- 
tungsanwärter oder Lehrlinge bei den 
Krankenkassen und der Fortbildung der 
sonstigen bei den Krankenkassen Beschäf- 
tigten, 

g) Arbeitstagungen der Geschäftsführer. 

§ 414f 

Die Bundesverbände haben die Aufgabe zu 
erfüllen, die ihnen bundesrechtliche Vorschrif- 
ten zuweisen. Darüber hinaus haben sie ihre 
Mitglieder zu unterstützen, vor allem durch 

a) deren Beratung und Unterrichtung auch 
durch Zeitschriften, 

b) Aufstellung und Auswertung von Stati- 
stiken zu Verbandszwecken, 

c) Abschluß von Verträgen mit Trägern der 
Sozialversicherung, soweit sie von den 
Landesverbänden für deren Bereich dazu 
bevollmächtigt werden, 

d) Übernahme der Vertretung gegenüber an- 
deren Versicherungsträgern, vor Versiche- 
rungsbehörden und Gerichten. 

§414g 

Die Verbände sollen In Fragen der Gesetz- 
gebung und Verwaltung die zuständigen Be- 
hörden unterstützen. 
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§ 414h 

Vor Errichtung, Vereinigung, Auflösung 
oder Schließung von Mitgliedskassen sind die 
Verbände der beteiligten Kassen zu hören." 

Artikel 2 

Verbände der Ersatzkassen 

Im Zweiten Buch der Reichsversicherungs- 
ordnung Neunter Abschnitt erhält § 525 b 
folgende Fassung: 

525 b 

Der Antrag auf Eintragung in das Vereins- 
register bedarf der Zustimmung der Auf- 
siditsbehörde." 

Artikel 3 

Übergangs- und Sdilußvorsdiriften 

§ 1 

(1) Die Vereinigung der Verbände der 
Ortskrankenkassen e. V., der Bundesverband 
der Landkrankenkassen, der Hauptverband 
der Betriebskrankenkassen und der Bundes- 
verband der Innungskrankenkassenverbände 
werden mit Inkrafttreten dieses Gesetzes Bun- 
desverbände Im Sinne des § 414 Abs. 3 der 
Reichsversicherungsordnung. 

(2) Die nach den bisherigen Satzungen be- 
stehenden Mitgliederversammlungen und 
Vorstände der in Absatz 1 bezeichneten Zu- 
sammenschlüsse gelten mit Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes als Vertreterversammlungen und 
Vorstände der Bundesverbände im Sinne des 
§ 414 a der Reichsversicherungsordnung. 

§2 

(1) Die bezirklichen Zusammenschlüsse der 
Krankenkassen mit Ausnahme der Verbände 
nach § 406 der Reichsversicherungsordnung 
werden mit Inkrafttreten dieses Gesetzes 
Landesverbände im Sinne des § 414 Abs. 1 
und 2 der Reichsversicherungsordnung und 
gehören als Mitglieder dem Bundesverband 
(§ 1 Abs. 1) an. 

(2) Bezirkliche Zusammenschlüsse im Sinne 
des Absatzes 1, deren Grenzen von denjeni- 
gen abweichen, die Im § 414 Abs. 1 und 2 der 
Reichsversicherungsordnung bestimmt sind, 
bestehen als Landesverbände bis zur Höchst- 
dauer von einem Jahr nach Inkrafttreten die- 


ses Gesetzes fort. Ober diesen Zeitpunkt him 
aus kann die bisherige Abgrenzung nur fort- 
bestehen, wenn die für die Sozialversicherung 
zuständigen obersten V erwaltungsbehördeu 
der beteiligten Länder den entsprechenden 
Beschlüssen der Organe zustimmen (§ 414 
Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung). 

(3) Die Mitgliederversammlungen und 
Vorstände der In den Absätzen 1 und 2 ge- 
nannten Zusammenschlüsse gelten als Organe 
im Sinne des § 414 a der Reichsversicherungs- 
ordnung. 

§3 

Die Organe (§ 1 Abs. 2, § 2 Abs. 3) be- 
schließen erstmalig Innerhalb von sechs Mona- 
ten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes die Sat- 
zungen der Bundes- und Landesverbände 
(§ 414 b der Reichsversicherungsordnung). 

§ 4 

(1) Das Eigentum an Grundstücken, das 
nach Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 der Verordnung 
vom 6. September 1937 (Reichsgesetzbl. I 

5. 964) mit Wirkung vom 1. Oktober 1937 
auf den Reichsverband der Ortskrankenkas- 
sen, Körperschaft des Öffentlichen Rechts, 
übergegangen ist, geht mit Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes auf den Landesverband über, der 
dem Unterverband des Reichsverbandes der 
Ortskrankenkassen e.V. entspricht. Stimmen 
die Bereiche des Unterverbandes vor dem 
1. Oktober 1937 und des Landesverbandes 
nadi § 414 der Reidisversicherungsordnung 
nicht überein, so geht das Eigentum zu Bruch- 
teilen auf die Landesverbände über, die für 
den Bereich des Unterverbandes gebildet wer- 
den. Die Höhe des Eigentumsanteils des ein- 
zelnen Landesverbandes bestimmt sich in die- 
sen Fällen nach dem Verhältnis der Durch- 
schnittszahl der Versicherten im Jahre 1937 
bei den Krankenkassen, die dem Unterver- 
band angehört haben und jetzt dem Landes- 
verband angehören, zu der Durchschnittszahl 
der Versicherten Im Jahre 1937 bei allen 
Krankenkassen, die dem Unterverband ange- 
hört haben. 

(2) Das Eigentum an Grundstücken, das 
nach Artikel 2 Abs. 1 der Verordnung vom 

6. September 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 964) 
vom Reichsverband der Ortskrankenkassen 
e.V. auf den Reichsverband der Ortskranken- 
kassen, Körperschaft des öffentlichen Rechts, 
übergegangen ist, sowie das Eigentum an 
Grundstücken, das in der Zeit vom 1. Oktober 
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1937 bis zum 8. Mai 1945 vom Reichsverband 
der Ortskrankenkassen, Körperschaft des 
öffentlichen Rechts, durch Reditsgeschäft oder 
im Wege der Zwangsversteigerung erworben 
worden ist, gehen mit Inkrafttreten dieses 
Gesetzes auf den Bundesverband der Orts- 
krankenkassen über. 

(3) Für sonstige dingliche Rechte an 
Grundstücken gelten die Absätze 1 und 2 ent- 
sprechend. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für 
Rechte, die durch Gesetz für unübertragbar 
oder nur auf Grund besonderer Vereinbarun- 
gen für übertragbar erklärt sind. 

(5) Das Eigentum an beweglichen Sachen 
des Reichsverbandes der Ortskrankenkassen, 
Körperschaft des öffentlichen Rechts, geht 
mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes auf den 
Bundesverband der Ortskrankenkassen über; 
hat jedoch ein Landesverband der Ortskran- 
kenkassen bei Inkrafttreten dieses Gesetzes be- 
wegliche Sachen des Reichsverbandes der 
Ortskrankenkassen, Körperschaft des öffent- 
lichen Rechts, im Besitz, so geht das Eigen- 
tum auf ihn über. 

(6) Verfügungen, die vor dem Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes über die in Absatz 1 bis 5 
genannten Gegenstände getroffen sind, blei- 
ben wirksam. Sind Grundstücke nach dem 
8. Mai 1945 veräußert worden, so steht der 
Kaufpreis demjenigen zu, auf den nach den 
Absätzen 1 und 2 das Eigentum an den 
Grundstücken übergehen würde. 

§ 5 

Sonstige Vermögensrechte des Reichsver- 
bandes der Ortskrankenkassen, Körperschaft 
des öffentlidien Rechts, gehen auf den Bun- 
desverband der Ortskrankenkassen über. For- 
derungen des Reiclisverbandes der Ortskran- 
kenkassen, Körperschaft des Öffentlichen 
Rechts, gegen die Mitglieder erlöschen. 

§ 6 

Der Reichsverband der Ortskrankenkassen, 
KÖrperscliaft des Öffentlichen Rechts, wird 
mit Inkrafttreten dieses Gesetzes aufgelöst. 
Mit dem gleichen Zeitpunkt erlischt die Treu- 
handschaft über diejenigen Vermögensrechte, 
die nach §§ 4 und 5 auf die Landesverbände 
und den Bundesverband der Ortskranken- 
kassen übergehen. 


§ 7 

(1) Die Verbindlichkeiten des Reichsver- 
bandes der Ortskrankenkassen, Körperschaft 
des öffentlichen Rechts, gehen mit Ausnahme 
der in Abs. 2 bezeichneten auf den Bundes- 
verband der Ortskrankenkassen über. Soweit 
das vom Bundesverband der Ortskranken- 
kassen übernommene Vermögen zur Erfül- 
lung der Verbindlichkeiten nicht ausreicht, 
haben die Landesverbände die erforderlichen 
Mittel anteilig aufzubringen. Die Höhe des 
Anteils des einzelnen Landesverbandes be- 
stimmt sich in diesem Ealle nach dem Ver- 
hältnis der letzten Jahresdurchschnittszahl 
der Versicherten der Krankenkassen des Lan- 
desverbandes zu der letzten Jahresdurch- 
schnittszahl der Versicherten der Kranken- 
kassen aller Landesverbände. 

(2) Verbindlichkeiten, die mit einem 
Grundstück oder dem Recht an einem solchen 
in unmittelbarem wirtschaftlichem Zusam- 
menhang stehen, gehen auf den Verband 
über, auf den das Grundstück oder das Recht 
an einem solchen gemäß § 4 Absätze 1 und 3 
übergegangen ist. 

(3) Durch den Schuldübergang werden, ab- 
gesehen von der Änderung in der Person des 
Schuldners, die Rechte des Gläubigers, insbe- 
sondere seine Ansprüche gegen einen Bürgen, 
sowie seine Rechte aus einem Pfandrecht, 
einer Hypothek oder einer sonstigen Sicher- 
heit, nicht berührt; § 418 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches findet keine Anwendung. 

§ 8 

Streitigkeiten, die sich zwischen Rechts- 
trägern des öffentlichen Rechts aus der in 
§§ 4 bis 7 getroffenen Regelung der vermö- 
gensrechtlichen Verhältnisse ergeben, ent- 
scheidet ein Schiedsgericht. Das Schiedsgericht 
besteht aus einem Vorsitzenden und zwei 
Beisitzern, von denen jede Partei einen er- 
nennt. Den Vorsitzenden bestimmt der Bun- 
desminister der Justiz. Für das Verfahren 
finden die Vorschriften der Zivilprozeßord- 
nung entsprechend Anwendung. 

§9 

Soweit das Eigentum an einem Grundstück 
nach § 4 übergeht, genügt zum Nachweis 
des Übergangs des Eigentums gegenüber 
dem Grundbuchamt eine Bescheinigung der 
Aufsichtsbehörde. Dies gilt für sonstige im 
Grundbuch eingetragene Rechte entsprechend. 
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§ 10 

Gerichtsgebühren und andere Abgaben, die 
aus Anlaß und in Durchführung der Vor- 
schriften der §§ 4 bis 9 entstehen, werden 
nicht erhoben; bare Auslagen bleiben außer 
Ansatz. 

S 11 

Der Reichsverband der Landkrankenkassen, 
Körperschaft des öffentlichen Rechts, der 
Reidisverband der Innungskrankenkassen, 
Körperschaft des öffentlichen Rechts, und der 
Reidisverband der Betriebskrankenkassen, 
Körperschaft des öffentlichen Rechts, werden 
mit Inkrafttreten dieses Gesetzes aufgelöst. 
Das Eigentum geht auf die entsprechenden 
Landes- und Bundesverbände über. §§ 4 bis 
10 gelten entsprechend. 

§ 12 

Die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes bei 
der Treuhandverwaltung des Reichsverban- 
des der Ortskrankenkassen, Körperschaft des 
öffentlichen Redits, in Koblenz hauptamtlich 
Beschäftigten treten mit Inkrafttreten dieses 
Gesetzes in den Dienst des Bundesverbandes 
der Ortskrankenkassen in der gleichen Rechts- 
stellung Über, die sie am 8. Mai 1945 beim 
Reichsverband der Ortskrankenkassen, Kör- 
perschaft des öffentlichen Rechts, innegehabt 
haben. Die bei der Treuhandverwaltung ver- 
brachte Zeit gilt als im öffentlichen Dienst 
abgeleistet und Ist als ruhegehaltfähige 
Dienstzeit zu berücksichtigen. 

§ 13 

Mit dem Tage des Inkrafttretens des Ge- 
setzes treten die bisherigen bundes- und lan- 
desrechtlichen Vorschriften über das Recht 
der Krankenkassenverbände außer Kraft, so- 
weit sie diesem Gesetz widersprechen, insbe- 
sondere: 

1. § 15 des Landesgesetzes über Änderungen 
der Sozialversicherung vom 12. Juli 1949 
(Badisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 312); 


2. §§18 bis 21 des Gesetzes über die Wieder- 
herstellung der Selbstverwaltung in der 
Sozialversicherung, die Aufsicht über die 
Versicherungsträger, die Errichtung von 
Verbänden der Versicherungsträger und 
über Änderungen in der Unfallversiche- 
rung vom 31. Dezember 1948 (Bayerisches 
Gesetz- und Verordnungsblatt 1949 S. 29); 

3. das Gesetz über die Errichtung von Lan- 
desverbänden der Krankenkassen Im 
Lande Hessen vom 30. Juni 1949 (Gesetz- 
und Verordnungsblatt für das Land Hes- 
sen S. 81); 

4. § 15 des Gesetzes über Änderungen In der 
Sozialversicherung vom 6. Juli 1949 (Re- 
gierungsblatt für das Land Württemberg- 
Hohenzollern S. 319); 

5. Artikel 11 der Verordnung Nr. 39 
des französischen Oberbefehlshabers in 
Deutschland vom 27. April 1946 (Journal 
Official S. 169). 

A r t i k e 1 4 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin mit folgenden Besonderhei- 
ten: 

a) Die Krankenversicherungsanstalt Berlin 
gehört dem Bundesverband der Ortskran- 
kenkassen mit der Rechtsstellung eines 
Landesverbandes an. 

b) § 414d tritt im Land Berlin erst in Kraft, 
wenn das Land Berlin das Selbstverwal- 
tungsgesetz übernommen hat. 

Artikels 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Ersten des auf die 
Verkündung folgenden Monats In Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Die Durchführung der den Krankenkassen 
übertragenen Aufgaben erfordert die Bildung 
von Krankenkassenverbänden. Entsprechende 
Vorschriften enthielt schon das Krankenver- 
sicherungsgesetz vom 15. Juli 1883 (§ 46 ff.) 
und die Reichsversicherungsordnung vom 
19. Juli 1911 (§ 406 ff.). Hierbei handelte es 
sich jedoch zunächst nur um Zusammen- 
schlüsse innerhalb des Bereiches einer Auf- 
sichtsbehörde zur Erfüllung örtlich begrenz- 
ter Aufgaben. Daneben haben sich frühzeitig 
auf freiwilliger Grundlage Vereinigungen von 
Krankenkassen gebildet, die räumlich nicht 
begrenzt waren und auch der behördlichen 
Aufsicht nicht unterstanden. Aus ihnen haben 
sich Organisationen der einzelnen Kassen- 
arten entwickelt, die sich über das gesamte 
frühere Reichsgebiet erstreckten. Eine ihrer 
wichtigsten Aufgaben bestand darin, die Be- 
ziehungen zwischen den Ärzten und den 
Krankenkassen vertraglich zu regeln. 

Nachdem schon das Gesetz vom 16. Februar 
1934 (RGBl. I S. 93) dem Reichsarbeitsmini- 
ster ein allgemeines Aufsichtsrecht über alle 
Kassenverbindungen eingeräumt hatte, regelte 
die Zwölfte Verordnung zur Neuordnung 
der Krankenversicherung vom 7. September 
1937 (RGBl. I S. 964) das Recht der Kassen- 
verbände durch die §§ 414 bis 414 e der 
Reichsversicherungsordnung neu. Den Grund- 
sätzen der autoritären Staatsführung entspre- 
chend wurde für jede Kassenart ein zentral 
aufgebauter Reichsverband geschaffen, der 
einem Leiter unterstand und dem alle Kran- 
kenkassen der betreffenden Kassenart ange- 
hören mußten. Die Reichsverbände waren 
Körperschaften des öffentlichen Rechts und 
unterstanden der Aufsicht des Reichsarbeits- 
ministers. Die Landesgeschäftsstellcn dieser 
Reichsverbände waren unselbständige Glie- 
derungen. 

Nach dem Zusammenbruch wurden die Zen- 
tralen dieser Rcichsverbande durch die Besat- 
zungsmächte stillgelegt, jedoch arbeiteten in 
den Ländern der heutigen Bundesrepublik 
im allgemeinen die Landesgeschäftsstellen 
weiter. In einzelnen Ländern wurde durch 


Zonen- oder Landesmaßnahmen das Ver- 
bänderecht neu geregelt, jedoch blieb in an- 
deren Ländern des Bundesgebietes der Rechts- 
charakter der Landesverbände und der Lan- 
desgeschäftsstellen zweifelhaft. Die Landes- 
verbände haben sich nach der Errichtung des 
Bundes auch zu Vereinigungen für das Bun- 
desgebiet zusammengesdilossen, ohne jedoch 
die Eigenschaft von Körperschaften des 
öffentlichen Rechts zu erlangen. 

Wenn auch die Landesverbände der Kranken- 
kassen und deren Bundesvereinigungen bis- 
her wertvolle Arbeit geleistet haben, so wer- 
den sie doch In der vollen Entfaltung Ihrer 
Wirksamkeit durch Rechtsunsicherheit und 
Rechtszersplltterung sehr behindert. Vor 
allem erfordert die gesetzliche Neuordnung 
des Kassenarztrechts auch eine den gegen- 
wärtigen staatsrechtlichen Verhältnissen ange- 
paßte Neuordnung des Verbänderechts der 
Krankenkassen. Diesem Ziel dient der vor- 
liegende Entwurf. Er läßt dabei die Vor- 
schriften über die örtliclien Zweckverbände 
innerhalb des Bereichs einer Aufsichtsbehörde 
(§§ 406 bis 413 RVO) unberührt. Die Vor- 
sdiriften über die Verbände der Ersatzkassen 
(§§ 525 a und b) bedürfen keiner grundsätz- 
lichen Änderung. Hier handelt es sich nur 
darum, die Bestimmungen aufzuheben, die 
mit den Grundsätzen demokratischer Selbst- 
verwaltung nicht mehr vereinbar sind. 

B, Besonderer Teil 
Zu Artikel 1 
Zu § 414 

Für die Gliederung der Verbände der gesetz- 
lichen Krankenkassen (§ 225 RVO) sollen 
folgende Grundsätze gelten: 

Zusammenschluß entsprediend der einzelnen 
Kassenarten. Bildung der Verbände für das 
Landesgebiet und Zwangsmitgliedschaft. 
Auch anderen Trägern der Krankenkassen- 
versicherung wird die Möglichkeit einge- 
räumt, den Landesverbänden beizutreten 
(Absatz 1). Aus Gründen der Zweckmäßig- 
keit können ferner mit Zustimmung der be- 
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teiligten, für die Sozialversicherung zuständi- 
gen obersten Verwaltungsbehörden für meh- 
rere Länder gemeinsame Verbände der glei- 
chen Kassenart gebildet werden (Absatz 2). 
Die Landesverbände der einzelnen Kassen- 
arten werden zu Bundesverbänden zusam- 
mengeschlossen. Ihnen sollen als Mitglieder 
auch die Betriebskrankenkassen für Verwal- 
tungen und Betriebe des Bundes angehören. 
Wie die früheren Reichsverbände sollen auch 
die Landes- und die Bundesverbände Körper- 
schaften des öffentlichen Rechts sein. Dies ist 
wegen Art und Umfang der ihnen übertrage- 
nen Aufgaben unerläßlich. Dabei wird die 
Berücksichtigung der staatlichen Belange 
durch das behördliche Aufsichtsrecht wie bei 
den gesetzlichen Krankenkassen sichergestellt 
(Absatz 4). 

Zu § 414 a 

Wie für die Träger der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung muß auch für deren Ver- 
bände der Grundsatz der demokratischen 
Selbstverwaltung gelten. Als Organe der 
Selbstverwaltung sind Vertreterversammlung 
und Vorstand vorgesehen, die sich je zur 
Hälfte aus Vertretern der Versicherten und 
der Arbeitgeber zusammensetzen; sie sind 
getrennt voneinander zu wählen. Wegen der 
unterschiedlichen Verhältnisse bei den Ver- 
bänden der einzelnen Kassenarten werden 
nähere Bestimmungen über die Zahl der Mit- 
glieder der Organe der Satzung Vorbehalten 
(§ 414 a Abs. 1). Nur für den Bundesver- 
band der Betriebskrankenkassen, dem neben 
den Landesverbänden auch die Betriebskran- 
kenkassen für die Verwaltungen und Betriebe 
des Bundes angehören, bedarf es einer be- 
sonderen Vorschrift, um diesen Krankenkas- 
sen bei der Bildung der Organe eine ihrer 
Mitgliederzahl entsprechende angemessene 
Berücksichtigung zu sichern. Allgemein wird 
der Selbstverwaltung nur die Pflicht aufer- 
legt, die Zahl der Mitglieder der Organe so 
zu bemessen, daß sie in einem angemessenen 
Verhältnis zur Mitgliederzahl und den Auf- 
gaben der Verbände steht. Dies ist notwen- 
dig, um die Verwaltung nicht unnötig zu er- 
schweren und zu verteuern. 

Zu § 414 b 

Im Rahmen der Selbstverwaltung haben die 
Vertreterversammlungen Satzungen aufzu- 
stellen sowie Beschlüsse über eine Dienstord- 
nung und einen Stellenplan für die von den 
Verbänden besoldeten Angestellten zu fas- 


sen. In beiden Fällen ist der Aufsichtsbehörde 
das Genehmigungsrecht Vorbehalten. 

Um die einheitliche Durchführung der Kran- 
kenversicherung zu gewährleisten, müssen die 
Verträge der Bundesverbände gemäß § 368 g 
Abs. 2 Satz 2 für die Mitgliedskassen ihrer 
Landesverbände durch entsprechende Sat- 
zungsbestimmungen verbindlich werden; 
denn die einzelnen Krankenkassen sind — 
abgesehen von den Betriebskrankenkass'en 
für die Verwaltungen und Betriebe des Bun- 
des — nur Mitglieder der Landesverbände, 
nicht aber der Bundesverbände. 

Zu § 414 c 

Die für die entsprechend dem Selbstverwal- 
tungsgesetz durdizuführende Wahl des Ge- 
schäftsführers erforderlichen Bestimmungen 
werden getroffen, und es wird sichergestellt, 
daß der Geschäftsführer und bei Behinde- 
rung sein Stellvertreter dem Vorstand mit 
beratender Stimme angehören. 

Zu § 414 d 

Es werden im einzelnen diejenigen Vor- 
schriften der Reichsversicherungsordnung und 
des Selbstverwaltungsgesetzes aufgeführt, 
die für die Organe und die Geschäftsführung 
der Verbände entsprechend gelten. 

Zu § 414 e und f 

Diese Vorschriften behandeln die Aufgaben, 
die die Verbände zu erfüllen haben, ohne im 
einzelnen die gesetzlichen Vorschriften zu be- 
nennen, in denen ihnen bestimmte Aufgaben 
übertragen worden sind; dies scheint im Hin- 
blick auf die künftige Gesetzgebung zweck- 
mäßig. Dagegen werden die Aufgaben näher 
bezeichnet, die der besonderen Unterstüt- 
zung der Mitgliedskassen bzw. Mitgliedsver- 
bände dienen, und zwar aufgeteilt nach Auf- 
gaben der Landesverbände (§ 414 e) undBun- 
desverbände (§414 f). 

Zu § 414 g 

Diese Vorschrift will die Zusammenarbeit 
der Verbände mit den für die Sozialversiche- 
rung zuständigen Behörden fördern. Dabei 
handelt es sich vor allem um die beratende 
Mitwirkung der Verbände bei Vorbereitung 
von Gesetzen, Verordnungen und Verwal- 
tungsmaßnahmen. 
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Zu § 414 h 

Aus Gründen der Zweckmäßigkeit und der 
Billigkeit wird den zuständigen Behörden die 
Pflicht auferlegt, vor bestimmten Verwal- 
tungsakten, nämlich vor Errichtung, Vereini- 
gung, Auflösung oder Schließung von Mit- 
gliedskassen die Verbände der beteiligten 
Kassen zu hören. 


Zu Artikel 2 
Zu § 525 b 

Die Verbände der Ersatzkassen sind von den 
naditeiligen Einwirkungen des Zusammen- 
bruchs auf ihre Organisation im wesentlichen 
verschont geblieben; es genügt daher, den 
Absatz 1 des bisherigen § 525 b aufzuheben, 
weil die in ihm enthaltenen weitgehenden 
Vollmachten des Reichsarbeitsministers den 
Grundsätzen der Selbstverwaltung nicht ent- 
sprechen. Der bisherige Absatz 2 wird dahin 
abgewandelt, daß der Antrag auf Eintragung 
in das Vereinsregister lediglich der Zustim- 
mung der Aufsichtsbehörde bedarf und nicht, 
wie bisher, die Eintragung von ihr beantragt 
werden muß. 

Zu Artikel 3 

Wie schon im allgemeinen Teil ausgeführt, 
leisten die bestehenden Landesverbände und 
deren Bundesvereinigungen schon jetzt wert- 
volle Arbeit. Um ihre Tätigkeit durch das 
Inkrafttreten dieses Gesetzes nicht zu unter- 
brechen und um nicht die Errichtung der 
neuen Verbände zu erschweren, sollen die 
bestehenden Landesverbänide und deren Bun- 
desvereinigungen sowie deren Organe als 
solche im Sinne dieses Gesetzes gelten. Für 
Landesverbände, deren Grenzen von denen 
der Länder abweichen, wird dies nur für die 
Höchstdauer eines Jahres zugelassen, sofern 
nicht die für die Sozialversicherung zuständi- 
gen obersten Verwaltungsbehörden der be- 
teiligten Länder mit der bisherigen Abgren- 
zung einverstanden sind. Um jedoch in einer 
angemessenen Frist die volle Durchführung 
dieses Gesetzes zu gewährleisten, wird end- 
lich den Organen der bestehenden Landes- 
verbände und deren Bundesvereinigungen 
idie Verpflichtung auferlegt, erstmalig inner- 
halb von sechs Monaten nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes die Satzungen zu beschließen 
(§§ 1 bis 3). 


Zu § 4 Absätze 1 bis 4 

Vor der Schaffung der Reichsverbände der 
gesetzlichen Krankenkassen als Körperschaf- 
ten des öffentlichen Rechts durch die Zwölfte 
Verordnung zur Neuordnung der Kranken- 
versicherung vom 6. September 1937 (RGBl. I 
S. 964) bestanden Reichsverbände der einzel- 
nen Kassenarten als Vereine. Sie hatten in der 
Rechtsform des eingetragenen Vereins selb- 
ständige Unterverbände. 

Bezüglich des Vermögens dieser Einrichtun- 
gen bestimmte die vorbezeichnete Verord- 
nung Im Artikel 2 folgendes: 

(1) Die bisherigen Reichs verbände der 
Orts-, der Land-, der Betriebs- und der 
Innungskrankenkassen erlöschen. Ihre 
Rechte und Pflichten gehen ohne Liquida- 
tion auf ehe neuen Reichsverbände (§ 414 
RVO) über. 

(2) Das gleiche gilt für die bestehenden 
Unterverbände der Reichsverbände. Die 
Rechte und Pflichten des früheren Haupt- 
verbandes deutscher Krankenkassen, des 
früheren Gesamtverbandes der Kranken- 
kassen Deutschlands und des Württember- 
glschen Krankenkassenverbandes e. V. ge- 
hen auf den Reidisverband der Ortskran- 
kenkassen über. 

(3) In Zweifelsfällen entscheidet der 
Reichsarbeitsminister; seine Entscheidung 
bindet Gerichte und Verwaltungsbehörden. 

(4) Eintragungen In das Vereins-, Han- 
dels- oder Genossenschaftsregister erfolgen 
auf Ersuchen des Reichsarbeitsministers. 

Auf Grund dieser Bestimmung sind die Kur- 
helme 

1. Sanatorium Wildbad, Rothenburg o. d. T., 

2. Kurhelm Regina, Bad Kissingen, 

3. Kurkrankenhaus Deisterhort, Bad Mün- 
der (Niedersachsen), 

4. Genesungsheim Rheinblick, Bad Godes- 
berg, 

5. Albert-Kurheim, Bad Ems 

und die Haus- und Wohngrundstücke 

1. München, Schellingstr. 88/Luisenstr. 79, 

2. Stuttgart, Seestr. 28/Kriegsbergstr. 31, 

3. Aachen, Boxgraben 25, 

4. Berlin-Charlottenburg, Uhlandstr. 195/196 

in das Eigentum des Reichsverbandes der 
Ortskrankenkassen, Körperschaft des öffent- 
lichen Rechts, übergegangen. 
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Es entspricht der Billigkeit, das Eigentum an 
diesen Grundstücken den Landesverbänden 
und dem Bundesverband zu übertragen, die 
nunmehr als entsprechende Einrichtungen die 
Aufgaben des früheren Reichsverbandes der 
Ortskrankenkassen, Körperschaft des öf- 
fentlichen Rechts, durchzuführen haben. So- 
weit der Bereich der neuen Verbände mit 
dem der früheren Eigentümer (Unterver- 
bände) nicht übereinstimmt, wird Eigentum 
nach Bruchteilen übertragen, um einen ge- 
rechten Ausgleich zu erreichen. Für die Er- 
rechnung der Anteile ist die Durchschnitts- 
zahl der Versicherten im Jahre 1937 maß- 
geblich, da von ihnen und ihren Arbeitge- 
bern die Beiträge aufgebracht wurden. 

Gleiches wie für das Eigentum an Grund- 
stücken gilt auch für Rechte an Grundstük- 
ken. 

Die Regelung kann auf die Unterverbände 
beschränkt werden, da die in Artikel 2 
Satz 2 der Zwölften Verordnung zur Neu- 
ordnung der Krankenversicherung vom 
6. September 1937 (RGBl. I S. 964) genann- 
ten Verbände kein Grundvermögen besaßen. 

Absatz 5: Bis zum 8. Mai 1945 bestanden 
die bezirklichen Untergliederungen des 
Reichsverbandes der Ortskrankenkassen als 
Landesgeschäftsstellen ohne eigene Rechtsper- 
sönlichkeit. Diese Landesgeschäftsstellen haben 
nach dem angegebenen Zeitpunkt ihre Auf- 
gaben als selbständige Körperschaften des 
öffentlichen Rechts weitergeführt und, so- 
weit vorhanden, bewegliche Sachen in Besitz 
genommen. 

Die bisher ungeklärten Eigentumsverhältnisse 
werden nunmehr klargestellt. 

Absatz 6: Die Vorschrift dient der Rechts- 
sicherheit. 

Die Verpflichtung zur Herausgabe des Er- 
löses, der bei der Veräußerung von Grund- 
stücken erzielt wurde — es handelt sich um 
das Grundstück Stuttgart, Seestraße 28/ 
Kriegsbergstr. 31 — , entspricht der Billigkeit, 

Zu § 5 

Da mit der vorgesehenen Auflösung des 
Reichsverbandes der Ortskrankenkassen, Kör- 
perschaft des öffentlichen Rechts, der Rechts- 
träger wegfällt, muß auch der Übergang der 
Vermögensrechte geregelt werden, die nicht 
In § 4 genannt sind. Sie gehen auf den Bun- 
desverband der Ortskrankenkassen über; je- 


doch erlöschen Forderungen des Reichsver- 
bandes der Ortskrankenkassen gegen die Mit- 
gliedskassen. 

Zu § 6 

Nachdem für den Reichsverband der Orts- 
krankenkassen, Körperschaft des öffentlichen 
Rechts, Nachfolgeeinrichtungen geschaffen 
worden sind, muß der frühere Reichsverband 
aufgelöst werden. Die nach dem 8. Mai 1945 
zunächst auf Veranlassung des Freistaates 
Bayern eingerichtete Treuhandschaft, die zur 
Zeit vom Bund wahrgenommen wird, ist auf- 
zuheben, nachdem die Eigentumsverhältnisse 
geklärt sind. 

Zu § 7 

Für Verbindlichkeiten, die sich nicht auf 
Grundstücke oder Rechte von Grundstücken 
beziehen, haftet der Bundesverband. Die Haf- 
tung beschränkt sich nicht auf das übernom- 
mene Vermögen. Soweit dieses zur Erfüllung 
der Verbindlichkeiten nicht ausreicht, haben 
im Innenverhältnis die Landesverbände die 
erforderlichen Mittel aufzubringen. Als Maß- 
stab für die Höhe des Anteils dient das Ver- 
hältnis der letzten Jahresdurchschnittszahl 
der Versicherten der Krankenkassen des Lan- 
desverbandes zu derjenigen der Krankenkas- 
sen aller Landesverbände, da sich die Lei- 
stungsfähigkeit der Landesverbände im all- 
gemeinen nach der Zahl der Mitglieder der 
Kassen bestimmt. Rechte Dritter, Insbeson- 
dere Sicherheiten, bleiben von dem Schuld- 
übergang unberührt. 

Zu § 8 

Die Vorschrift erleichtert die Abwicklung 
des Vermögensübergangs. 

Zu § 9 

Die Vorschrift vereinfacht das Grundbuch- 
berichtigungsverfahren. Durch die Einschal- 
tung der Aufsichtsbehörde ist sichergestellt, 
daß insbesondere geprüft wird, wer als Eigen- 
tümer nach der Regelung des § 4 in Betracht 
kommt. 

Zu § 10 

Die Gebührenfreiheit entspricht der Übung 
bei Vermögensübergängen innerhalb der öf- 
fentlichen Hand. 


10 



Zu § 11 

Bei den Reichsverbänden der übrigen gesetz- 
lidien Krankenkassen gilt hinsichtlich der 
Vermögensregelung das gleiche wie beim 
Reichsverband der Ortskrankenkassen, 

Zu § 12 

Die früher bei dem Reichsverband der Orts- 
krankenkassen beschäftigten Personen, insbe- 
sondere die dienstordnungsmäßig Angestell- 
ten, die nach dem 8. Mai 1945 im Rahmen 


der Treuhandverwaltung tätig waren, wer- 
den hinsichtlich ihrer Rechtsstellung geschützt 
und ihre Weiterbeschäftigung sichergestellt. 


Zu Artikel 4 

Diese Vorschrift sichert dem Land Berlin an- 
gemessene Berücksichtigung der dort auf dem 
Gebiete der Krankenversicherung bestehen- 
den rechtlichen und organisatorischen Beson- 
derheiten. 


Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 1. Oktober 1954 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 10. September 1954 7 - 81101 

- 1981/54 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat ln 
seiner 128. Sitzung am 1. Oktober 1954 gemäß Artikel 76 Absatz 2 
des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über die Verbände der 
gesetzlichen Krankenkassen und Ersatzkassen 

die sich aus der Anlage ergebenden Änderungen vorzuschlagen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung 
bedarf. 


Altmeier 



Änderungsvorschläge des Bundesrates 


Artikel 1 

1. § 414 Abs. 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Mit Zustimmung der beteiligten, 
für die Sozialversicherung zuständigen 
obersten Verwaltungsbehörden können 
sich Verbände der gleichen Kassenart nach 
Absatz 1 zu einem für mehrere Länder 
gemeinsamen Verband zusammenschlie- 
ßen.“ 

Begründung 

Die Änderung soll klarstellen, daß ge- 
meinsame Verbände nur durch Vertrag 
zweier beteiligter Verbände mit Geneh- 
migung der zuständigen obersten Landes- 
behörden gebildet werden können. 

2. § 414 b Abs. 2 ist zu streichen, falls dieses 
Gesetz vor dem Kassenarztrecht verab- 
schiedet wird. 

Der Wortlaut ist dann an der entspre- 
chenden Stelle in den Übergangsparagra- 
phen des Kassenarztrechts aufzunehmen. 

Begründung 

Es ist nicht möglich, auf ein noch nicht 
existierendes Gesetz zu verweisen. 

3. § 414b Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Für die von den Verbänden besol- 
deten Angestellten wird nach Maßgabe der 
§§ 351 bis 357 vom Vorstand eine Dienst- 
ordnung und ein Stellenplan aufgestellt. 
Die Dienstordnung und der Stellenplan 
bedürfen der Zustimmung der Vertreter- 
versammlung (§ 346) und der Genehmi- 
gung der Aufsichtsbehörde. Die Aufsichts- 
behörde ist insoweit auch für die Aufga- 
ben zuständig, die in den §§ 351 bis 357 
RVO anderen Versicherungsbehörden 
übertragen sind.“ 

Begründung 

Nach der Entwurfsfassung müßten 
Dienstordnung und Stellenplan von der 
Vertreterversammlung besdilossen wer- 
den. Es erscheint geboten, bei den Ver- 
bänden die gleiche Regelung zu treffen, 
wie die RVO sie für die Krankenkassen 
vorsieht. 

Satz 3 ist zur Klarstellung erforderlich, da 
die in den §§ 354 Abs. 6, 356 und 357 
Abs. 2 der RVO den Versidierungsämtern 
und Oberversicherungsämtern übertrage- 
nen Aufgaben ebenfalls von der Aufsichts- 
behörde des Verbandes wahrgenommen 
werden müssen. 


4. In § 414 e Buchstabe c letzter Halbsatz 

sind an Stelle der Worte „den Mitglieds- 
kassen“ die Worte „der Mitgliedskasse“ 
zu setzen. 

Begründung 

Die Änderung dient der Klarstellung. 
Artikel 3 

5. In § 2 Abs. 2 Satz 2 sind nach den Wor- 
ten „beteiligten Länder“ die Worte „oder 
des Landes“ einzufügen. 

Begründung 

In dieser Bestimmung fehlt die Regelung 
der Frage, ob mehrere Landesverbände 
der gleichen Art in einem Land auch über 
die Frist von einem Jahr hinaus weiter 
bestehen können. Das wird für notwendig 
gehalten im Hinblick auf die Verhältnisse 
in Baden-Württemberg. Dort muß die 
Möglichkeit bestehen, die jetzt bestehen- 
den mehreren Landesverbände mindestens 
bis zur Rechtsvereinheitlichung auf dem 
Gebiete der Sozialversicherung fortbeste- 
hen zu lassen. 

6. In §3 ist ein Satz 2 anzufügen: 

„Die Neuwahl der Organe ist innerhalb 
von drei Monaten nach Genehmigung der 
Satzung durchzuführen.“ 

Begründung 

Die Ergänzung entspricht der vorgesehe- 
nen Regelung im Kassenarztrecht. 

7. In § 4 Abs. 1 Satz 1 ist vor dem Wort 
„Eigentum“ das Wort „vorhandene“ ein- 
zufügen. Ferner soll Satz 1 durch folgen- 
den Nebensatz ergänzt werden: 

„...., der vor dem Redttsübergang 
Eigentümer des Grundstücks war.“ 

Begründung 

Die Ergänzung dient der Klarstellung. 

8. In § 9 ist folgender Satz 2 einzufügen: 

„In den Fällen des § 4 Abs. 1 Satz 2 
wird die Bescheinigung von den Aufsichts- 
behörden der beteiligten Landesverbände 
gemeinsam ausgestellt.“ 

Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 
Begründung 

Die Ergänzung dient der Klarstellung. 
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